
   

  

 

     
   

     

    

      

   

     

      

          
         

      
        

  
     
   

  

    
 

Deutscher Bundestag Drucksache 19/15156 

19. Wahlperiode 13.11.2019 

Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 
gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 

– Drucksachen 19/14339, 19/15126 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes 

b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 

– Drucksachen 19/14938, 19/15083, 19/15126 – 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes 

Bericht der Abgeordneten Andreas Schwarz, Dr. André Berghegger, Dr. Birgit Malsack-
Winkemann, Christian Dürr, Dr. Gesine Lötzsch und Sven-Christian Kindler 

Mit den inhaltsgleichen Gesetzentwürfen ist beabsichtigt, die derzeit geltenden gesetz-
lichen Steuersätze in § 11 Absatz 1 des Luftverkehrsteuergesetzes zum 1. April 2020 
zu erhöhen. Die Regelungen zur Steueranmeldung sollen vereinheitlicht werden. 
Überdies sollen mit der Überarbeitung des Luftverkehrsteuergesetzes weitere, über-
wiegend formale Aspekte sowie eine Beihilfeentscheidung der Europäischen Kommis-
sion in den Gesetzestext aufgenommen werden. 

Die finanziellen Auswirkungen der Gesetzentwürfe auf die öffentlichen Haushalte 
stellen sich wie folgt dar: 
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Drucksache 19/15156 – 2 – Deutscher Bundestag – 19. Wahlperiode 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Gebiets-
körperschaft 

Volle 
Jahres-

wirkung 1) 

Kassenjahr 

2019 2020 2021 2022 2023 

Insgesamt 785 - 470 780 815 850 

Bund 785 - 470 780 815 850 

Länder 0 0 0 0 0 0 

Gemeinden 0 0 0 0 0 0 

1) Wirkung für einen vollen (Veranlagungs-)Zeitraum von zwölf Monaten. 

Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Für die Bürgerinnen und Bürger entsteht durch die Änderung des Luftverkehrsteuer-
gesetzes kein Mehraufwand. 

Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Für die Wirtschaft vermindert sich der Erfüllungsaufwand in nicht bezifferbarem Um-
fang durch die Vereinheitlichung der Regelungen für die monatlichen Luftverkehr-
steueranmeldungen. 

Da für die Wirtschaft kein zusätzlicher Erfüllungsaufwand entsteht, kommt die „One 
in, one out“-Regel (Bundeskabinett vom 25. März 2015) im vorliegenden Fall nicht 
zur Anwendung. 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Das Gesetz hat keine Auswirkungen auf Bürokratiekosten aus Informationspflichten. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Für die Finanzverwaltung entsteht durch die notwendigen Anpassungen im IT-Fach-
verfahren ein zusätzlicher einmalig anfallender Erfüllungsaufwand im Jahr 2019 von 
ca. 45 000 Euro. 

Überdies vermindert sich der Erfüllungsaufwand durch die Aufhebung der Sonderre-
gelung zu Steueranmeldungen aus § 12 Absatz 2 in geringfügigem, nicht quantifizier-
barem Ausmaß. 

Weitere Kosten 

Durch die Änderung des Luftverkehrsteuergesetzes entstehen den Luftverkehrsunter-
nehmen zusätzliche Kosten von über 700 Mio. Euro jährlich. Mittelständische Unter-
nehmen mit weniger als 500 Mitarbeitern sind ebenfalls betroffen. Die Luftverkehr-
steuer kann regelmäßig auf die Flugpreise aufgeschlagen und somit direkt an den Flug-
gast weitergegeben werden. Die insoweit zu erwartende Überwälzung der Steuer auf 
die Flugpreise wird unmittelbar Auswirkungen auf die Einzelpreise für Flugreisen ha-
ben. Insbesondere im Bereich der so genannten Billigflüge kann die Steuer so einen 
erheblichen Anteil des Gesamtflugpreises ausmachen. 

Unmittelbare Auswirkungen auf das allgemeine Preisniveau oder das Verbraucher-
preisniveau sind nicht zu erwarten. 
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Der Haushaltsausschuss hält die Gesetzentwürfe mit den Stimmen der Fraktio-
nen der CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen AfD, FDP und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE. 
für mit der Haushaltslage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzuschreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Finanzausschuss vorgelegten Be-
schlussempfehlung.  

Berlin, den 13. November 2019 

Der Haushaltsausschuss 

Peter Boehringer 

Vorsitzender 

Andreas Schwarz Dr. André Berghegger Dr. Birgit Malsack-Winkemann 

Berichterstatter Berichterstatter Berichterstatterin 

Christian Dürr Dr. Gesine Lötzsch Sven-Christian Kindler 

Berichterstatter Berichterstatterin Berichterstatter 
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